
§ 1.2.3 Methoden der Verfassungsinterpretation

Das Grundgesetz besteht aus Rechtsnormen, die genau wie die Normen des ein-
fachen Rechts ausgelegt werden können und müssen.1 Allerdings gelten bei der
Verfassungsinterpretation einige Besonderheiten, die aber in das System der all-
gemeinen juristischen Methodik integriert sind.2

A. Grundlagen der Verfassungsinterpretation

Wer Rechtsnormen anwendet, legt diese notwendigerweise auch aus. Denn Aus-
legung ist nichts weiter als die Ermittlung des Inhaltes und der Geltung einer
Rechtsnorm. Selbst in den einfachsten Fällen muss also denklogisch stets eine
Vorstellung vom Inhalt der Rechtsnorm gewonnen werden, auch wenn dies nur
unbewusst geschieht. In so einem Fall besteht zwar ein geringer Auslegungsauf-
wand – eine Auslegung wird aber trotzdem vorgenommen.3 Die Auslegung von
Normen ist mithin nicht nur in schwierigen und uneindeutigen Fällen sinnvoll,
sondern ist in jedem Fall der Rechtsanwendung notwendig.

Beispiel: Es bedarf auch dann einer (unbewussten) Auslegung des Begriffs der „Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen“ im Sinne des Art. 42 II 1 GG4, wenn im Bundestag sämtliche Abgeordnete
einem Gesetzesbeschluss zustimmen.

I. Interpretationsoffenheit des Grundgesetzes

Bei der Auslegung des Grundgesetzes stellen sich wegen der Knappheit, Abstrakt-
heit und politischen Relevanz des Verfassungstextes häufig auch komplexere
Auslegungsfragen.5 Diese besondere Beschaffenheit wird oft als „Interpretati-
onsoffenheit“ des Grundgesetzes beschrieben. Das macht das Staatsorganisati-

1 Starck, in: Handbuch des Staatsrechts, Bd. XII 2014, § 271 Rn. 6; Wank, Juristische Methoden-
lehre, § 18 Rn. 146; Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 1 Rn. 66. Vgl. Böckenförde, NJW 1976,
2089, für einen Überblick über die verschiedenenmethodischen Ansätze zur Verfassungsinterpre-
tation.
2 Wank, Juristische Methodenlehre, § 18 Rn. 146; Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 1 Rn. 66.
3 Augsberg/Augsberg/Schwabenbauer, Klausurtraining Verfassungsrecht, 4. Aufl. 2021, S. 118.
4 Siehe dazu Vrielmann, § 5.3 Mehrheitsprinzip, A. II. in diesem Lehrbuch.
5 Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 1 Rn. 52; Schoch, Übungen im Öffentlichen Recht I, 2000,
S. 12.
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onsrecht vor Allem für Menschen mit wenig juristischen Vorkenntnissen schwer
zugänglich, weil einige wichtige Rechtsnormen nicht ohne weiteres verständlich
sind.

Beispiel: Schwer greifbar sind beispielsweise das Demokratieprinzip (Art. 20 I, II 1 GG) oder das
Rechtsstaatsprinzip (vgl. Art. 20 III GG). Das Problem stellt sich aber auch bei unbestimmten
Rechtsbegriffen wie der „Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse“ gemäß Art. 72 II HS 2
Var. 1 GG6.

Aus der Interpretationsoffenheit des Grundgesetzes und der vermeintlichen7 Ab-
wesenheit von Aufbauregeln in der Begründetheit darf aber nicht der Schluss
gezogen werden, beim Staatsorganisationsrecht handele es sich um ein „Laber-
fach“. Die Rechtsanwendung im Verfassungsrecht ist nämlich kein freier schöpfe-
rischer Prozess, an dessen Ende womöglich ein beliebiges oder subjektiv präfe-
riertes Ergebnis steht. Allein schon wegen der Bindung an Recht und Gesetz
(Art. 20 III GG) müssen die Rechtsanwender:innen zu einem methodisch nach-
vollziehbaren und hinreichend begründeten Ergebnis kommen. Daher kann nur
eine strukturierte und methodisch fundierte Anwendung des Verfassungsrechts
mitsamt stringenter Gedankenführung und enger Orientierung am Verfassungs-
text im juristischen Studium überzeugen.8

II. Gegenstand und Maßstab der Auslegung im Verfassungsrecht

Die Auslegung wird im Verfassungsrecht in zwei Konstellationen relevant. Einer-
seits kann eine Auslegung der Verfassung selbst notwendig werden. Dann ist die
Verfassung Gegenstand der Auslegung. Dies ist vor Allem dann der Fall, wenn
der Gehalt einer Norm des Grundgesetzes unklar ist.

Beispiel: Es ist umstritten, ob der:die Bundespräsident:in aus Art. 82 I 1 GG das Recht ziehen
kann, die Ausfertigung und Verkündung eines Gesetzes zu verweigern, das er:sie aus formellen
und/oder materiellen Gründen für verfassungswidrig hält.9

6 Siehe dazu Herold, § 15 Gesetzgebungskompetenzen, C. II. 1. in diesem Lehrbuch.
7 Vgl. nur Fuerst/Steffahn, JURA 2012, 90 (91 ff.); zur Prüfung von abstrakten Prinzipien Kees, JA
2008, 795 (795 f.); Kohal, § 23 Methodik der Fallbearbeitung im Staatsorganisationsrecht, C. in die-
sem Lehrbuch.
8 Schoch, Übungen im Öffentlichen Recht I, 2000, S. 32, 53; Augsberg/Augsberg/Schwabenbau-
er, Klausurtraining Verfassungsrecht, 4. Aufl. 2021, S. 118.
9 Siehe dazu Heilmann, § 13 Bundespräsident:in, D. I. in diesem Lehrbuch.
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Andererseits kann eine einfach-gesetzliche Rechtsnorm auch anhand der Verfas-
sung ausgelegt werden. Dann ist die Verfassung Maßstab der Auslegung. So ist
das Grundgesetz Maßstab für die Frage, ob eine einfach-gesetzliche Rechtsnorm
mit der Verfassung übereinstimmt. Das Grundgesetz kann somit in ein und dersel-
ben Klausur sowohl Gegenstand als auch Maßstab der Auslegung sein.

Beispiel: Das Gesetz zur Mietenbegrenzung im Wohnungswesen in Berlin („Berliner Mieten-
deckel“) wird vom BVerfG so ausgelegt, dass es unter den Kompetenztitel des Bundes zum bür-
gerlichen Recht im Sinne des Art. 74 I Nr. 1 Var. 1 GG fällt.10

B. Die Verfassung als Gegenstand der Auslegung

In Anlehnung11 an Savigny werden Rechtsnormen – auch solche der Verfassung –
auch heute noch anhand eines Auslegungskanons von vier Auslegungskriterien
interpretiert.12 Dazu gehören
– der Wortsinn der Norm (Grammatik),
– die Stellung der Norm (Systematik),
– der Sinn und Zweck, der mit der Norm verfolgt wird (Telos) und
– die Geschichte der Norm (Historie/Genetik).

3 Klausurtaktik

Es zeugt von hoher fachlicher und methodischer Kompetenz, wenn ein juristisches Problem in
der Klausur mithilfe der Auslegungskriterien bearbeitet und gelöst wird. Insbesondere, wenn alle
Kriterien klar benannt und der Reihe nach geprüft werden, wird dies erfahrungsgemäß von Kor-
rektor:innen besonders mit Punkten belohnt.

Die Grenzen zwischen den Kriterien sind allerdings nicht trennscharf. Es kommt deshalb
weniger auf die vermeintlich korrekte Zuordnung zu einem dieser Kriterien an, sondern darauf,
dass eine Zuordnung überhaupt erst versucht wird und einigermaßen stimmig erscheint. Die
bloße Zuordnung von Argumenten zu Auslegungskriterien reicht schon aus, um sich in metho-
discher Hinsicht auszuzeichnen.13

10 BVerfG, Beschl. v. 25.3.2021, Az.: 2 BvF 1/20 = BVerfGE 157, 223 –Mietendeckel.
11 Zu Details und Abweichungen von Savigny siehe Gröpl, Staatsrecht I, 13. Aufl. 2021, Rn. 193.
12 Grundlegend BVerfG, Urt. v. 21.5.1952, Az.: 2 BvH 2/52, Rn. 53 = BVerfGE 1, 299 – Wohnungs-
bauförderung.
13 Siehe hierzu beispielhaft die Ausführungen zum „Prüfungsrecht“ des:der Bundespräsident:in
bei Heilmann, § 13 Bundespräsident:in, D. I. in diesem Lehrbuch.
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Dabei müssen die allgemeinen Grenzen der Auslegung beachtet werden:
– Die Auslegung darf dem möglichen Wortsinn nicht widersprechen.
– Zudem darf keine Auslegung gegen den eindeutigenWillen der Normgeber:

innen vorgenommen werden. Dies verbietet eine Auslegung, die das Rege-
lungsziel verfehlen oder verfälschen würde.14

Das Ziel der Auslegung im Verfassungsrecht ist der „objektive Sinngehalt“ der
Rechtsnorm und nicht der subjektive Wille der Verfassungsgeber:innen.15 Der
Wille der Verfassungsgeber:innen wird allerdings bei der genetischen Auslegung
des Grundgesetzes und als Grenze der Auslegung berücksichtigt.

I. Wortsinn der Norm (grammatische Auslegung)

Die grammatische Auslegung nimmt denWortsinn, also die mögliche Bedeutung
(„Semantik“) der verwendeten Begriffe sowie den Satzbau („Syntax“) in den
Blick. Der Wortsinn sollte als Ausgangspunkt der Auslegung zu Beginn unter-
sucht werden.16 Der Bedeutungsgehalt der juristischen Fachsprache (beispiels-
weise Legaldefinitionen) ist gegenüber der Umgangssprache vorrangig. Dabei
dürfen Begriffe, die im Verfassungstext stehen, nicht automatisch so ausgelegt
werden, wie es das einfache Recht vorgibt. Denn sonst könnte der einfache Ge-
setzgeber über die Bedeutung der Begriffe der Verfassung disponieren.17 Stattdes-
sen muss eine verfassungsautonome Begriffsbildung erfolgen.

Beispiel: So kann für den Begriff der Partei im Sinne des Art. 21 GG nicht ohne Weiteres auf die
Legaldefinition der Partei aus § 2 I 1 Parteiengesetz zurückgegriffen werden, obwohl diese in der
aktuell geltenden Fassung mit dem Begriff der Partei im Sinne des Grundgesetzes letztlich inhalt-
lich deckungsgleich ist.18

14 BVerfG, Urt. v. 3.3.2004, Az.: 1 BvR 2378/98, Rn. 130 = BVerfGE 109, 279 – Großer Lausch-
angriff.
15 BVerfG, Urt. v. 21.5.1952, Az.: 2 BvH 2/52, Rn. 53 = BVerfGE 1, 299 – Wohnungsbauförderung;
Sachs, in: Sachs, GG, 9. Aufl. 2021, Einführung Rn. 37.
16 So auch BVerfG, Beschl. v. 15.1.2009, Az.: 2 BvR 2044/07, Rn. 98 = BVerfGE 122, 248 – Rüge-
verkümmerung.
17 Wank, Juristische Methodenlehre, 2020, § 18, Rn. 157.
18 BVerfG, Beschl. v. 17.11.1994, Az.: 2 BvB 1/93 = BVerfGE 91, 262 – Parteienbegriff I; siehe dazu
Linke, § 5.6 Politische Parteien, B. in diesem Lehrbuch.
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3 Examenswissen

Das Grundgesetz kann die gleichen Begriffe in verschiedenen Artikeln mit unterschiedlicher Be-
deutung versehen.19

Beispiel: Die „verfassungsmäßige Ordnung“ wird in Art. 2 I GG als „das gesamte objektive
Recht“, in Art. 9 II GG als „freiheitliche demokratische Grundordnung“ und in Art 20 III GG als
„Gesamtheit der Normen des Grundgesetzes“ ausgelegt.20

DerWortsinn wird als die äußerste Grenze der Auslegung angesehen. Er gibt so-
mit dem Rahmen vor, in dem sich die Auslegung unter Berücksichtigung der wei-
teren Auslegungskriterien bewegen kann.21 Der Wortsinn ist aber selten so ein-
deutig, dass sich eine Untersuchung anhand der weiteren Auslegungskriterien
erübrigt. Allenfalls können bestimmte Auslegungsmöglichkeiten ausgeschlossen
werden.

II. Stellung der Norm (systematische Auslegung)

Auch die Einbettung in ein rechtliches System kann Aussagen über den Bedeu-
tungsgehalt einer Norm treffen. Denn eine einzelne Norm befindet sich nicht
isoliert in einem rechtlichen Vakuum, sondern steht stets in Zusammenhängen,
deren Betrachtung auch Aussagen über den Inhalt der Norm zulässt. Die Bedeu-
tung der systematischen Auslegung ist im Verfassungsrecht besonders hoch,
weil es einen immensen Harmonisierungsbedarf zwischen den verschiedenen
abstrakten und vom Wortsinn her sehr weitreichenden Gewährleistungen des
Grundgesetzes gibt.

3 Klausurtaktik

Aus diesem Grund sollten auch die benachbarten Normen der auslegungsbedürftigen Norm gele-
sen und nach Argumentationspotential geprüft werden („Dunstkreismethode“). Diese Analyse
sollte vor der Entscheidung stehen, eine Norm aufwendig auszulegen. Denn aus dem Zusammen-
spiel mit anderen Normen kann sich die Auslegung erübrigen, weil eine ausdrückliche Regelung
existiert.

19 Lesenswert zu derartigen „Lesefallen“ Funke, JuS 2017, 983 (983 ff.).
20 Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 1 Rn. 52.
21 Augsberg/Augsberg/Schwabenbauer, Klausurtraining Verfassungsrecht, 4. Aufl. 2021, S. 119.
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Die systematische Auslegung untersucht daher den Gesamtzusammenhang, in
dem die auslegungsbedürftige Rechtsnorm steht, bezogen auf ihre Stellung in-
nerhalb
– der einzelnen Norm (z. B. Satz/Absatz/Artikel),
– des übergeordneten Normenkomplexes (z. B. Abschnitt), also des Grundge-

setzes, und
– der gesamten objektiven Rechtsordnung (z. B. sonstiges Verfassungsrecht

oder Völkerrecht/Unionsrecht).

3Klausurtaktik

Systematische Argumente können oftmals auch in das Gegenteil verkehrt werden: Aus einem
Erst-Recht-Schluss kann zugleich auch ein Umkehrschluss gefolgert werden (und andersherum).

Im Rahmen der systematischen Auslegung sind auch verfassungsspezifische Be-
sonderheiten zu berücksichtigen. Nach dem Grundsatz der Einheit der Ver-
fassung sollen Verfassungsnormen nicht im Widerspruch zum sonstigen Ver-
fassungsrecht ausgelegt werden. Normwidersprüche innerhalb der Verfassung
sollen aufgelöst werden.22 Denn es ist davon auszugehen, dass die Verfassungs-
geber:innen ein, wenn nicht harmonisches, dann zumindest widerspruchsfreies
System schaffen wollten. Die Einheit der Verfassung ist allerdings eher eine Ziel-
vorgabe als eine Zustandsbeschreibung.23

Beispiel:Wer isoliert das Ressortprinzip der Bundesminister:innen in Art. 65 S. 2 GG betrachtet,
übersieht die mögliche Begrenzung durch die Richtlinienkompetenz des:der Bundeskanzlers:in
nach Art. 65 S. 1 GG.24

Neben dem BVerfG sind in der Praxis auch alle Verfassungsorgane dazu ange-
halten, das Grundgesetz auszulegen.25 Dabei gilt der Grundsatz der funktionel-
len Richtigkeit. Demnach haben die Verfassungsorgane bei der Auslegung des
Grundgesetzes hinsichtlich der Reichweite ihrer Befugnisse die verfassungsrecht-
lichen Grenzen zu beachten, die durch die Kompetenzbereiche anderer Verfas-
sungsorgane gezogen werden. Der Grundsatz der funktionellen Richtigkeit soll ei-
ner Verschiebung der verfassungsrechtlichen Kompetenzen der Staatsgewalten
entgegenwirken und somit die Gewaltenteilung bewahren. So verstanden, formu-
liert dieser Grundsatz schlicht ein Verbot der Funktionsverschiebung.

22 Grundlegend BVerfG, Urt. v. 23.10.1951, Az.: 2 BvG 1/51, Rn. 76 = BVerfGE 1, 14 – Südweststaat.
23 Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 1 Rn. 62.
24 Siehe dazu Chiofalo/Vrielmann, § 13 Bundesregierung, B. I. in diesem Lehrbuch.
25 BVerfG, Urt. v. 16.2.1983, Az.: 2 BvE 1/83, Rn. 111 = BVerfGE 62, 1 – Vertrauensfrage I.
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Beispiel: Das BVerfG soll sich mit seiner Rechtsprechung nicht die politische Gestaltungsmacht
von Bundestag und Bundesrat (Art. 77 I 1; 78 GG) aneignen.26

Bestimmte völkerrechtliche Verträge werden unter der Bezeichnung völker-
rechtsfreundliche oder unionsrechtsfreundliche Auslegung für die systemati-
sche Auslegung herangezogen. Sind nach der Analyse aller Auslegungskriterien
mehrere Auslegungsmöglichkeiten vertretbar, von denen zumindest eines mit
dem Völkerrecht beziehungsweise Unionsrecht übereinstimmt, können nur sol-
che gewählt werden, die völkerrechtskonform oder unionsrechtskonform sind.

Völkerrechtliche Verträge besitzen zwar eigentlich den Rang eines einfachen
Parlamentsgesetzes (vgl. Art. 59 II 1 GG) und stehen somit in der Normenhierar-
chie unter dem Grundgesetz.27 Dennoch können bestimmte völkerrechtliche Ver-
träge bei der Auslegung des Grundgesetzes als Auslegungshilfe für das nationale
Verfassungsrecht betrachtet werden. So soll verhindert werden, dass die Bundes-
republik Deutschland gegen Völkerrecht oder das Recht der Europäischen Union
verstößt.

Beispiel: Zu diesen völkerrechtlichen Verträgen zählen die Europäische Menschenrechtskonven-
tion (EMRK)28, der Vertrag über die Europäische Union (EUV), der Vertrag über die Arbeitsweise
der Europäischen Union (AEUV) und die Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRCh)29.

III. Sinn und Zweck der Norm (teleologische Auslegung)

Rechtsnormen sind kein Selbstzweck, sondern dienen der Verwirklichung be-
stimmter Ziele oder der Lösung von Konflikten. Im Rahmen der teleologischen
Auslegung wird nach dem Sinn und Zweck beziehungsweise dem Telos einer
Rechtsnorm gefragt. Diesem Auslegungskriterium misst das BVerfG eine beson-
ders große Bedeutung zu.30

26 Gröpl, Staatsrecht I, 13. Aufl. 2021, Rn. 213a.
27 Siehe hierzu Chiofalo/Siegel, § 3 Internationale Bezüge in diesem Lehrbuch.
28 Vgl. hierzu BVerfG, Beschl. v. 14.10.2004, Az.: 2 BvR 1481/04, Rn. 32 = BVerfGE 111, 307 – Gör-
gülü.
29 Vgl. hierzu BVerfG, Beschl. v. 6.11.2019, Az.: 1 BvR 16/13, Rn. 60 = BVerfGE 152, 152 – Recht auf
Vergessen I.
30 BVerfG, Urt. v. 21.5.1952, Az.: 2 BvH 2/52, Rn. 53 = BVerfGE 1, 299 –Wohnungsbauförderung.
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3Klausurtaktik

Bei der Auslegung nach dem Sinn und Zweck einer Norm kann insbesondere auf die der Verfas-
sungsnorm zugrundeliegenden Interessenskonflikte oder auf verfassungsrechtliche Prinzipien
Bezug genommen werden.31 Es sollte daher mit ein bisschen Übung in jeder Klausur möglich
sein, auch ohne Kenntnis des konkreten Problems ein teleologisches Argument zu finden.

Eine verfassungsrechtliche Besonderheit ist der Grundsatz der optimalenWirk-
samkeit. Dieser besagt, dass jedem Verfassungsgut zur optimalen Wirksamkeit
verholfen werden muss. Das heißt: Sind nach der Berücksichtigung aller Aus-
legungskriterien mehrere Auslegungsmöglichkeiten vertretbar, ist dasjenige Aus-
legungsergebnis vorzugswürdig, das dem Verfassungsgut die größtmögliche
Wirksamkeit zukommen lässt.32

Zudem gibt es den Grundsatz der integrierenden Wirkung. Danach soll
solchen Gesichtspunkten bei der Auslegung besonderes Gewicht zukommen, die
in der Bundesrepublik Deutschland politische Einheit herstellen oder erhalten.33

Dazu gehört beispielsweise das Gebot bundesfreundlichen Verhaltens.34

IV. Geschichte der Norm (historische/genetische Auslegung)

Nicht nur die Entstehungsgeschichte (genetische Auslegung), sondern auch die
Regelungstradition einer Norm (historische Auslegung) kann für die Auslegung
des Grundgesetzes fruchtbar gemacht werden.

3Klausurtaktik

In Klausuren werden historische oder genetische Argumente regelmäßig nicht erwartet. Wer sie
dennoch anbringen kann, sticht unter allen Bearbeiter:innen hervor. Auch die Unterscheidung
zwischen historischer und genetischer Auslegung ist in der Prüfung nicht relevant.

Zum einen kann die Regelungstradition des Grundgesetzes im Rahmen der his-
torischen Auslegung analysiert werden. Bei der historischen Auslegung des
Grundgesetzes sind hauptsächlich Unterschiede und Gemeinsamkeiten hinsicht-

31 Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 1 Rn. 56.
32 Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 20. Aufl. 1995,
Rn. 75.
33 Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 1 Rn. 64.
34 Siehe dazu Linke, § 6 Bundesstaatsprinzip, B. IV. in diesem Lehrbuch.
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lich des Normtextes und der Auslegung mit den Vorgängerinnen des Grundgeset-
zes aus der Verfassungsgeschichte35 von Relevanz. Daraus können Rückschlüsse
darauf gezogen werden, wie heutige Verfassungsnormen zu verstehen sind. Denn
das Grundgesetz baut auf den Erfahrungen der früheren Verfassungen auf: Einige
Vorschriften wurden inhaltsgleich übernommen oder knüpfen an eine bestimmte
verfassungsrechtliche Tradition an. Diese Normen können in kontextualisierter
Form zur Bestimmung des Bedeutungsgehalts der heutigen Norm beitragen. An-
dere Normen sollten gerade nicht Bestandteil des Grundgesetzes werden. In die-
sen Fällen sollte diesen bewussten Abweichungen des Grundgesetzes von seinen
Vorgängerinnen mit einem Umkehrschluss Rechnung getragen werden.

Beispiel: Die Aufnahme von Elementen direkter Demokratie nach dem Vorbild der Weimarer Re-
publik (vgl. Art. 73 WRV) in das Grundgesetz wurde im Parlamentarischen Rat diskutiert, letztlich
aber weitestgehend abgelehnt, vgl. Art. 20 II 2 HS 1 GG.36

Zum anderen kann bei der genetischen Auslegung die Entstehungsgeschichte
des Grundgesetzes analysiert werden. Dies betrifft insbesondere die für Dritte
erkennbaren Motive der Verfassungsgeber:innen beim Erlass der Verfassungs-
norm.37 Darin können insbesondere einfließen
– die unterschiedlichen Entwurfsfassungen des Grundgesetzes,
– die eingereichten Änderungsanträge und
– die Verhandlungsprotokolle im Parlamentarischen Rat und seinen Ausschüs-

sen.

3 Klausurtaktik

In einer Klausur könnten Überlegungen zu den folgenden Fragen hilfreich sein: Weiß ich, wie die-
ses Problem in früheren Verfassungen (insbesondere der Weimarer Reichsverfassung) geregelt
war? Gibt es Unterschiede zu den Vorschriften des Grundgesetzes? Wollten die Verfassungs-
geber:innen damit bewusst von der damaligen Verfassungspraxis abweichen?

V. Rechtsvergleichung

Die Rechtsvergleichung ist kein eigenständiges Auslegungskriterium, sondern
dient lediglich als Auslegungshilfe.38 Insbesondere die Landesverfassungen mit-

35 Siehe hierzu Wiedmann, § 1.2.1 Verfassungsgeschichte, C. und G. in diesem Lehrbuch.
36 Mager, Staatsrecht I, 9. Aufl. 2021, Rn. 71; siehe auch Linke, § 5.2.2 Abstimmungen, B. in die-
sem Lehrbuch.
37 Hierzu ausführlich Sachs, DVBl 1984, 73 (75 ff.).
38 Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 1 Rn. 58.
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samt ihrer Auslegungen durch die LVerfG39 können bei der Auslegung des Grund-
gesetzes berücksichtigt werden.

Beispiel: Im Rahmen der Frage nach der Verlängerung der Legislaturperiode des Bundestags40

kann auf die Dauer von Legislaturperioden in den Ländern der Bundesrepublik Deutschland oder
im EU-Ausland verwiesen werden.

C. Die Verfassung als Maßstab der Auslegung

Die Verfassung ist aber auch Maßstab für die Auslegung von Normen des ein-
fachen Rechts. Bei der Auslegung des einfachen Rechts gelten die allgemeinen
Auslegungskriterien.

Eine Besonderheit der Auslegung von einfachen Gesetzen anhand der Verfas-
sung ist die verfassungskonforme Auslegung. Bei der verfassungskonformen
Auslegung wird nicht das Grundgesetz ausgelegt, sondern nur das einfache
Recht. Die Verfassung ist lediglich der Maßstab für die Prüfung. Das BVerfG hat
mit der Methode der verfassungskonformen Auslegung neben der Kompetenz zur
Auslegung der Verfassung auch die Kompetenz zur verbindlichen Auslegung des
einfachen Rechts erhalten.41

Die Kompetenz und die Verpflichtung zur verfassungskonformen Auslegung
obliegt dabei nicht nur dem BVerfG, sondern jeder staatlichen Stelle.42 Damit ist
insbesondere die Fachgerichtsbarkeit und die öffentliche Verwaltung zur verfas-
sungskonformen Auslegung bei der Rechtsanwendung angehalten.

Nach der verfassungskonformen Auslegung müssen alle nationalen Rechts-
normen (also alle formellen und materiellen Gesetze des Bundes und der Län-
der) im Lichte der Verfassung ausgelegt werden. Das heißt: Sind nach der Be-
rücksichtigung aller Auslegungskriterien mehrere Auslegungsmöglichkeiten ver-
tretbar, von denen zumindest eine mit der Verfassung übereinstimmt, können
nur solche gewählt werden, die verfassungskonform sind.43 Sind alle vertretba-
ren Auslegungsmöglichkeiten verfassungskonform, ist eine verfassungskonforme
Auslegung aber nicht zielführend.

39 Siehe dazu König, § 22 Landesverfassungsgerichtsbarkeit, B. in diesem Lehrbuch.
40 Siehe hierzu Chiofalo, § 5.1 Prinzip der Volkssouveränität, B. in diesem Lehrbuch.
41 Starck, in: Handbuch des Staatsrechts, Bd. XII 2014, § 271 Rn. 42.
42 Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 1 Rn. 68; Lüdemann, JuS 2004, 27 (30).
43 Battis/Edenharter, Einführung in das Verfassungsrecht, 7. Aufl. 2022, Rn. 26.
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3 Examenswissen

Ist keine Auslegungsmöglichkeit verfassungskonform, muss ein damit befasstes Gericht die
Norm dem BVerfG mit einer konkreten Normenkontrolle gemäß Art. 100 I 1 Alt. 2, 2 Alt. 1 GG vor-
legen. Umgekehrt ist die konkrete Normenkontrolle mangels Entscheidungserheblichkeit44 un-
zulässig, soweit eine verfassungskonforme Auslegung möglich ist.45

Eine verfassungskonforme Auslegung kann aber nicht durchgeführt werden,
wenn der mögliche Wortsinn sowie der Wille der Normgeber:innen diesem Aus-
legungsergebnis eindeutig entgegensteht.46 Diese Grenze der verfassungskon-
formen Auslegung ist jedoch oftmals schwer zu ermitteln.

Beispiel: Der Antragsgrund bei der abstrakten Normenkontrolle ist in § 76 I Nr. 1 BVerfGG („für
nichtig hält“) enger gefasst als in Art. 93 I Nr. 2 GG („Meinungsverschiedenheiten oder Zweifel“).
Es stellt sich die Frage, ob § 76 I Nr. 1 BVerfGG derart verfassungskonform ausgelegt werden
kann, dass auch „Meinungsverschiedenheiten oder Zweifel“ erfasst werden, oder ob damit der
mögliche Wortsinn von „für nichtig hält“ überschritten ist.47

Die verfassungskonforme Auslegung hat demnach drei Voraussetzungen:
1. Existenz mehrerer vertretbarer Auslegungsmöglichkeiten nach Berück-

sichtigung aller Auslegungskriterien
2. Verfassungskonformität von mindestens einer, aber nicht aller, Ausle-

gungsmöglichkeiten
3. Beachtung der Grenzen der verfassungskonformen Auslegung

a) Kein entgegenstehender möglicher Wortsinn
b) Kein eindeutiger Widerspruch zum Willen der Normgeber:innen

D. Normenkonkurrenzen

In einer ausdifferenzierten Rechtsordnung kann es zur Anwendbarkeit mehrerer
Rechtsnormen auf denselben Sachverhalt kommen. Wenn sich daraus unter-
schiedliche, sich widersprechende Rechtsfolgen ergeben, ist eine Kollision gege-

44 Siehe dazu Chiofalo, § 21.4 Konkrete Normenkontrolle, A. V. in diesem Lehrbuch.
45 BVerfG, Beschl. v. 16.12.2014, Az.: 1 BvR 2142/11, Rn. 75 = BVerfGE 138, 64 – Planungsscha-
densrecht.
46 BVerfG, Beschl. v. 16.12.2014, Az.: 1 BvR 2142/11, Rn. 86 = BVerfGE 138, 64 – Planungsscha-
densrecht.
47 Siehe hierzu Chiofalo, § 21.3 Abstrakte Normenkontrolle, A. in diesem Lehrbuch.
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ben. Um diese Konfliktlage aufzulösen, gibt es allgemeine Kollisionsregeln, wie
den Vorrang der spezielleren Rechtsnorm (lex specialis).48

Beispiel: Soweit die spezielleren Vorschriften über die Kompetenzverteilung zwischen Bund und
Ländern im Bereich der Gesetzgebung (Art. 70–74 GG) und der Verwaltung (Art. 83–91 GG) dem
Bund Kompetenzen verleihen, haben sie Anwendungsvorrang gegenüber dem allgemeineren
Grundsatz der Länderzuständigkeit nach Art. 30 GG.

Im Verfassungsrecht existiert mit der praktischen Konkordanz eine spezielle
Kollisionsregel. Danach setzt sich nicht eines der beiden Güter auf Kosten des an-
deren Gutes durch, wenn es zu einer Kollision zwischen mehreren Verfassungs-
gütern kommt. Stattdessen ist ein „möglichst schonende[r] Ausgleich“49 her-
beizuführen, was regelmäßig eine Abwägung im Einzelfall erforderlich macht.
Dabei soll jedem Verfassungsgut zur optimalen Wirksamkeit verholfen werden.50

Weiterführende Studienliteratur
– Schoch, Übungen im Öffentlichen Recht I, 2000, S. 10–87.
– Wank, Juristische Methodenlehre – Eine Anleitung für Wissenschaft und Praxis, 2020,

§ 18 Rn. 134–209.
– Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 20. Aufl.

1995, Rn. 49–85.

Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Staatsorganisationsrecht ist kein „Laberfach“. Bei der Fallbearbeitung dürfen Struktur

und Methodik nicht vernachlässigt werden.
– Die Auslegung des Grundgesetzes unterscheidet sich nicht maßgeblich von der Aus-

legung des einfachen Rechts.
– In der Fallbearbeitung sollte möglichst jedes Auslegungskriterium angesprochen wer-

den.
– Die wichtigsten Auslegungskriterien sind der Wortsinn, die Systematik, der Sinn und

Zweck sowie die Geschichte der Norm.
– Die Auslegung darf nicht über den möglichen Wortsinn hinausgehen oder dem eindeuti-

gen Willen der Normgeber:innen widersprechen. Das gilt auch für die verfassungskon-
forme Auslegung.

48 Siehe dazu Wiedmann, § 4.1 Das Recht und seine Wirkung, C. in diesem Lehrbuch.
49 BVerfG, Beschl. v. 16.5.1995, Az.: 1 BvR 1087/91, Rn. 91 = BVerfGE 93, 1 – Kruzifix; Hesse,
Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 20. Aufl. 1995, Rn. 72.
50 Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl. 2010, § 1 Rn. 62.
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– Bei der verfassungskonformen Auslegung wird das einfache Recht ausgelegt. Danach
können unter mehreren Auslegungsmöglichkeiten nur diejenigen gewählt werden, die
mit der Verfassung übereinstimmen.

– In Kollisionsfällen ist ein möglichst schonender Ausgleich zwischen den kollidierenden
Verfassungsgütern durch Abwägung im Einzelfall herbeizuführen.

Für dieses Kapitel gibt es frei zugängliche interaktive Übungen auf der
OpenRewi-Homepage. Hierzu muss einfach der QR-Code gescannt werden.
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